
Lohnvergleich 2025
geschrieben von Robert Brawer | Oktober 2, 2025
Der beliebte Lohnvergleich des ZV liegt nun auch für das Jahr
2025 vor. Prüfen Sie, ob ihre Entlöhnung dem Vergleich mit den
Besoldungen bei gleicher Funktion in anderen Kantonen oder
Gemeinden entspricht, oder ob sie es nicht tut.

Die  öffentliche  Hand  arbeitet  oft  mit  Lohnbändern  und
Dienstjahren. Wir versuchen jeweils, hier so genau wie möglich
Zahlen zu liefern, gewisse Spielräume bleiben. Dies gilt auch
für  den  Funktionsbeschrieb  da  lohnt  es  sich,  genau
hinzuschauen.

Bei  Kantonen,  die  mit  Lohnbänder  arbeiten,  sind  die
Lohnanstiege  nicht  strikt  mit  den  Arbeitsjahren  verknüpft,
deshalb können nur selten Angaben der Löhne nach 11 Jahren
gemacht werden. Auch Kantone ohne Lohnbänder arbeiten vielfach
mit  überschneidenden  Lohnklassen,  so  dass  eine  strikte
Zuordnung von Funktion und Lohneinstufung nicht immer erfolgen
kann.

Die Löhne sind nur in etwa vergleichbar, denn die konkreten
Einstufungen, Anrechnungen von Erfahrungsjahren und diversen
Zulagen variieren von Kanton zu Kanton. Wiederum werden die
Löhne der öffentlichen Verwaltung, des Gesundheitswesens und
des  Polizeikorps  des  Kantons  Zürich  in  separaten  Tabellen
zusammengestellt,  dabei  werden  die  Lohnabstufungen  in  den
einzelnen Institutionen besser sichtbar. In jedem Fall: Die
Auswertung gibt Ihnen gute Anhaltspunkte.

Das Bundesamt für Statistik (BFS) errechnete im August für das
Jahr  2024  eine  Steigerung  des  Landesindex  für
Konsumentenpreise (LIK) von 0.2% gegenüber dem Vorjahr.

Die  Löhne  der  Lehrerinnen  und  Lehrer  wurde  der

Besoldungsstatistik des LCH entnommen. Die Daten für den Kanton

https://oeffentlichespersonal.ch/lohn/2025/10/lohnvergleich-2025


Zürich stammen aus www.zh.ch >footer >lohntabelle-2025. Für
die Korrektheit der Daten wird keine Gewähr übernommen.

Für  Meldungen  von  Fehleintragungen  bin  ich  dankbar,  diese
können dann korrigiert werden.

Die Tabelle finden Sie: -> Lohnvergleich 2025

 

Robert Brawer

Lohnrunde 2026
geschrieben von Enesa Sefedini | Oktober 2, 2025
Das  Umfeld  ist  gerade  etwas  schwierig:  Wirtschaftliche
Unsicherheiten von aussen und akzentuierter Fachkräftemangel
im  Innern  (der  Schweiz),  insbesondere  in  der  öffentlichen
Verwaltung,  sind  gegenläufig  und  lassen  sich  nur  schwer
einschätzen.  Trotzdem:  Welche  Lohnentwicklung  ist  im
öffentlichen Dienst anzustreben? Was müssen die Forderungen
sein? Wir denken: 0.5% Teuerung, 1 Prozent Reallohnerhöhung.

Der Vergleich mit den vergangenen Jahren, die Gewichtung der
Prognosen und die Analyse der eigenen Situation (durch den
Personalverband beim «eigenen» Arbeitgeber) sind das bewährte
Vorgehen.

Ausgangslage
Das  SECO  prognostiziert  für  2026  zurzeit  ein
Wirtschaftswachstum von 1,2%. Die ursprüngliche Prognose war
mit  1.6%  höher.  Aufgrund  der  politischen  Verhältnisse
(Handelsstreit) dürfte sich diese Prognose weiter abschwächen.

Die Inflation (in der Schweiz) wird für 2025 bei etwa 0,4%

http://www.zh.ch/
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erwartet, mit einer leichten Tendenz zu steigenden Preisen im
Jahr 2026. Die meisten Prognosen gehen davon aus, dass die
Inflation im Jahr 2025 niedrig und stabil bleiben wird. Die
Schweizerische  Nationalbank  (SNB)  prognostiziert  noch
defensiver eine Teuerung von 0,2% für 2025.

Laut UBS-Analyse werden bis 2030 rund 220’000 bis 250’000
Fachkräfte fehlen. Gemäss einer Studie von PWC werden allein
in  der  öffentlichen  Verwaltung  bis  2030  rund  130’000
Fachkräfte fehlen – Tendenz steigend. Das ist eine hohe Zahl.
Die  bis  dahin  verfügbaren  Werkzeuge  mit  künstlicher
Intelligenz  werden  die  fehlenden  Arbeitnehmenden  nicht
ersetzen  können,  zumal  der  Fachkräftemangel  im
Gesundheitswesen  (Alterspflege)  akzentuiert  auftritt.  Daher
droht ein Leistungsabbau – oder ein verschärfter Arbeitsdruck
auf den unterbesetzten öffentlichen Dienst.

Will sich der öffentliche Dienst als guter Arbeitgeber richtig
positionieren, und daran haben die Mitarbeitenden ebenfalls
ein grosses Interesse, dann müssen die Anstellungsbedingungen
stimmen – dazu gehört nicht nur der Lohn.

Lohnerhöhungen im 2024 – ein Rückblick
2024 erhöhte sich der Nominallohnindex der Schweiz gegenüber
dem Vorjahr durchschnittlich um 1,8% auf 104,2 Punkte (Basis
2020  =  100).  Gemäss  den  Berechnungen  des  Bundesamtes  für
Statistik  (BFS)  ergab  sich  unter  Einbezug  einer
durchschnittlichen Jahresteuerung von +1,1% bei den Reallöhnen
eine Erhöhung von 0,7%.

Im  Gegensatz  zum  schweizerischen  Durchschnitt  konnte  der
öffentliche Dienst unter Mitwirkung der Sozialpartner (u.a.
Öffentliches Personal Schweiz ZV) mit einem Reallohnzuwachs
von  1,4%  (durchschnittliche  Nominallohnentwicklung  2.5%)
gegenüber 2023 aufwarten. Das ist gut.



 

Lohnerhöhungen im 2025 – eine vorläufige Schätzung
Die durchschnittliche Lohnerhöhung (nominell) für 2025 in der
Schweiz wird auf etwa 1,4% geschätzt. Aufgrund des Rückgangs

https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/Entwicklung-der-Nominal-und-Realloehne-2024-1.jpg


der Inflation wird allerdings mit einem spürbaren Anstieg der
Reallöhne gerechnet.

Der Lohnanstieg für 2025 dürfte damit stärker ausfallen als im
Durchschnitt der letzten zehn Jahre, der bei knapp 1% lag.

Gute Nachrichten für die Arbeitnehmenden also. Wie die genauen
Zahlen,  aufgeschlüsselt  nach  Wirtschaftszweigen,  aussehen,
werden wir im ersten Quartal 2026 sehen.

Lohnerhöhungen  im  2026  –  was  sind  die  richtigen
Verhandlungspositionen?

Grundsatz
Jeder  Personalverband  ist  gehalten,  zu  prüfen,  ob  «sein»
Arbeitgeber an diesen Zubau (siehe oben) beigetragen hat oder
nicht.  Je  nachdem  muss  die  Forderung  für  den
Teuerungsausgleich und/oder eine Reallohnerhöhung tiefer oder
höher ausfallen, das lässt sich nicht über alle öffentlichen
Arbeitgeber gleich beantworten.

Hat der öffentliche Arbeitgeber in den letzten Jahren gespart
und nicht einmal die Teuerung ausgeglichen, dann sollte man
diese Differenz in jedem Fall zusätzlich einfordern wie auch
eine von anderen Arbeitgebern praktizierte Reallohnerhöhung.

Dasselbe gilt sinngemäss für die Arbeitsbedingungen. Hat sich
hier  nichts  geändert  oder  liegen  die  Regelungen  hinter
vergleichbaren  Gemeinwesen  zurück  (Ferien,  zusätzliche
Freitage, Weiterbildungsangebot), ist nachzuhaken – der Lohn
allein ist nicht alles.

Teuerung
Im  Fokus  muss  zunächst  die  Teuerung  stehen.  Diese  muss
ausgeglichen  werden  und  dieser  Ausgleich  kann  nicht  als
Lohnerhöhung  qualifiziert  werden;  sie  belässt  den  Lohn
wertmässig auf dem Stand vor dem Ausgleich. Die Teuerung ist
deshalb  zu  prognostizieren;  da  die  Teuerung  des



Beurteilungsjahres (2025) nur im Folgejahr (2026) ausgeglichen
wird (und keine nachträgliche Entschädigung erfolgt, was ja
auch  nicht  ausgeschlossen  wäre),  ist  nicht  zurückhaltend
auszugleichen.

Zurzeit  wird  für  das  Jahr  2025  eine  Teuerung  von  0.4  %
prognostiziert.  Das  ist  tief  und  ist  damit  die
Minimalforderung der teuerungsbasierten Lohnerhöhung auf das
Jahr 2026.

Die Lohnrunde 2026 kann auch nicht ohne Berücksichtigung der
vorangegangenen Lohnrunden erfolgen. Das bedeutet: wurde die
vorjährige Teuerung mit der Begründung, deren Höhe sei unklar,
oder  mit  der  Fehleinschätzung,  sie  sei  tiefer  zu
prognostizieren, nicht voll ausgeglichen, ist diese Differenz
nachzuschieben – sie lässt sich auch einfach berechnen. Zu
prüfen ist: Wurde die Teuerung ausgeglichen und gab es eine
Reallohnerhöhung oder nicht. Diese Zahlen sind fortzuführen.

Wir denken: 0.5 Prozent Teuerungsausgleich dürfen es schon
sein!

Reallohnerhöhung
Die  ausgeglichene  Teuerung  ist  kein  Argument  gegen  eine
Reallohnerhöhung.  Diese  beiden  Zahlen  sind  streng
auseinanderzuhalten.  Wer  lediglich  von  einer  «Lohnerhöhung»
spricht und den Ausgleich der Teuerung einschliesst, drückt
sich  nicht  korrekt  aus.  Von  einer  Lohnerhöhung  kann  nur
gesprochen  werden,  wenn  man  für  die  geleistete  Arbeit
wertmässig  mehr  bekommt.  Reallohnerhöhung  ist  hierfür  der
relevante Begriff. Die Teuerung gleicht aus, was die Inflation
an Wert genommen hat. Beträgt die Inflation z.B. 1 %, dann ist
die  nominelle  Anhebung  des  Lohns  um  diese  1%  keine
Lohnerhöhung. Es wird der zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses
vereinbarte Lohn wertmässig weitergeführt.

Nach Auffassung der Geschäftsleitung von Öffentliches Personal



Schweiz (ZV) ist nach Jahren des Rückbaus (die letzten beiden
Jahre  einmal  ausgenommen)  wiederum  eine  Reallohnerhöhung
angezeigt.  Die  Nachfragesituation  auf  dem  Arbeitsmarkt  für
Fachkräfte unterstützt diese Vorstellung kräftig. Wer keine
Mitarbeitenden  mehr  findet,  muss  die  Arbeitsbedingungen
anpassen. Für den Staat gilt dies verschärft, weil er nicht
frei ist, seine gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen oder nicht.
Er  muss  die  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  rekrutieren
können.  Das  leuchtet  allen  für  den  Polizeidienst,  die
Lehrpersonen, das Gesundheitswesen oder die Energieversorgung
sofort  ein;  das  gilt  aber  auch  für  alle  anderen
Verwaltungszweige, selbst für die Steuern, weil wir diese für
die Bezahlung der zwingend nötigen Dienstleistungen brauchen.

Damit stellt sich die Frage der Höhe: Die öffentliche Hand
beschäftigt in der Hauptsache Fachkräfte. Hier besteht ein
erheblicher  Mangel  –  die  Nachfrage  ist  hoch,  das  Angebot
klein. Wir wollen keinen Service Public, der wegen zu tiefer
Löhne  gezwungen  ist,  nicht  ausgebildete  Mitarbeitende  zu
verpflichten  –  wie  dies  im  Moment  bei  den  Lehrpersonen
passiert. Wir wollen nach wie vor einen öffentlichen Dienst,
der gut und effizient arbeitet. Um diese Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter gewinnen zu können, muss der Lohn gut sein.

Reallohnerhöhungen rechtfertigen sich auch deshalb, weil der
Arbeitsdruck auf den Einzelnen im öffentlichen Dienst zunimmt.
Die Aufgaben müssen – wie gesagt – erledigt werden. Fehlen die
Leute  (es  lassen  sich  nicht  alle  Stellen  im  öffentlichen
Dienst besetzen), ist die einzelne Mitarbeiterin und ist der
einzelne  Mitarbeiter  im  öffentlichen  Dienst  gezwungen,  die
Aufgaben des fehlenden Kollegen oder der fehlenden Kollegin
selbst zu übernehmen.

Wir  denken,  gemässigt:  1  Prozent  Reallohnerhöhung  darf  es
schon sein!

Man  darf  sich  auch  die  Frage  stellen,  ob  man  nach



ausgebildeten Mitarbeitenden sucht oder ob es beim bestehenden
Fachkräftemangel nicht besser ist, die Mitarbeitenden selbst
auszubilden. Hier ist auf Solidarität zu setzen. Solidarität
meint, dass man damit rechnen muss, dass Mitarbeitende ihren
Job  wechseln,  man  bekommt  von  anderen  öffentlichen
Arbeitgebern,  was  man  auch  selbst  gibt  –  das  hat  zur
Konsequenz, dass Aus- und Weiterbildungen nicht durch scharfe
Rückzahlungsklauseln verhindert werden dürfen.

Im Weiteren gilt es sicherzustellen, dass treue, langjährige
Mitarbeitende  betreffend  die  Veränderungen  der
Anstellungsbedingungen nicht leer ausgehen. Deren Wissen und
Erfahrung ermöglicht erst das effiziente Einarbeiten von neuen
Mitarbeitenden.

Unsere Empfehlung
– Ausgleich der prognostizierten Teuerung (0.5%). Nachführung
nicht ausgeglichener Teuerung der letzten
   Jahre.
– Reallohnerhöhung von 1%. Zusätzliche Reallohnerhöhung nach
Prüfung der konkreten Situation beim
   jeweiligen Arbeitgeber
– Erhöhung der Flexibilität bei den Arbeitsbedingungen.
– Mehr Ferien und Möglichkeit, Ferien zu «kaufen»
– Reduktion der Arbeitszeit.

 

Öffentliches Personal Schweiz
Die Geschäftsleitung



SCHWEIZER LOHNSTRUKTUR 2022
geschrieben von sekretariat@oeffentlichespersonal.ch | Oktober
2, 2025
Der  durchschnittliche  Monatslohn  (privat  und  öffentlicher
Sektor) betrug in der Schweiz im Jahr 2022 brutto CHF 6788.
Markante Unterschiede sind je nach Wirtschaftszweig und Profil
des  Arbeitnehmenden  auszumachen.  Ein  Drittel  der
Arbeitnehmenden  erhielten  Boni,  während  fast  jeder  achte
(12,1%) zu einem Tieflohn angestellt war.

Der durchschnittliche monatliche Bruttolohn von CHF 6788 wurde
für  eine  Vollzeitstelle  bezahlt.  Bei  den  tiefsten  Löhnen
verdienen 10% der Arbeitneh-menden weniger als CHF 4487 für
eine Vollzeitstelle, wohingegen den 10% der Arbeitnehmenden
mit den höchsten Löhnen über CHF 12 178 bezahlt wurde.

Lohnschere bleibt gleich

Der Gesamtabstand zwischen den tiefsten und höchsten Löhnen
hat sich zwischen 2008 und 2022 gesamtwirtschaftlich (privat
und öffentlicher Sektor) minimal verringert. Dabei sind die
Löhne der 10% der am besten Verdienenden am meisten gestiegen
(13,5%), die der 10% am schlechtesten bezahlten um 14,3% und
die der Mittelschicht um 11,5%.

Branche definiert Lohnniveau

Am  oberen  Ende  der  Lohnschere  finden  sich  Branchen  wie
Informationstechnologie (CHF 9412), Pharmaindustrie (10 296),
Banken (CHF 10 491) und die Tabakindustrie (CHF 13 299). Rund
um den Durchschnitts lohn finden sich Branchen wie das Bau-
gewerbe  (CHF  6410),  die  Luftfahrt  (CHF  6980),  die
Maschinenindustrie (CHF 7245) und der Grosshandel (CHF 7414).

Am unteren Ende reihen sich unter anderem ein: Detailhandel
(CHF 5095), Gast-gewerbe (CHF 4601), Beherbergung (CHF 4572)
und persönliche Dienstleistungen (CHF 4384).

https://oeffentlichespersonal.ch/mitteilungen/2024/05/schweizer-lohnstruktur-2022


Mehr als eine halbe Million Arbeitnehmende, das sind 10,5%
aller Arbeitnehmenden, waren 2022 in solchen Tieflohnstellen
beschäftigt. Diese Zahl ist seit Jahren konstant.

Ausbildung und Verantwortung differenzieren Lohn weiter aus
Arbeitnehmende mit einem universitären Abschluss wurden pro
Monat für eine Voll-zeitstelle brutto CHF 10 210 entlöhnt. Ein
Fachhochschulabschluss resultierte in CHF 9000 und eine EFZ in
CHF 6190 Lohn.  Dabei war aber schlussendlich die Stellung
innerhalb  der  Firma  noch  weiter  entscheidend  für  den
effektiven  Lohn.

So  erhielt  eine  Hochschulabgängerin  in  verantwortungsvoller
Position CHF 13 883 wohingegen ein solcher ohne Verantwortung
mit CHF 8481 entlöhnt wurde. Mit einem EFZ konnte zwischen CHF
8106 und 5970 verdient werden je nach Verantwortung.

Die Daten zeigen auch, dass Führungs-kräfte ohne Schweizer
Pass (CHF 12 791) mehr verdienten als Schweizer Führungs-
kräfte (CHF 10 476).

In Anstellungen ohne Führungsverantwortung erhielten Schweizer
Arbeitnehmende  (CHF  6496)  mehr  als  Arbeitnehmende  ohne
Schweizer Pass (CHF 5300).

Geschlechterspezifischer Lohnunter- schied

Der Lohnunterschied zwischen den Geschlechtern verringert sich
langsam. So lag er im Jahr 2022 bei 9,5% gegenüber 10,8% im
Jahr 2020 und 11,5% im Jahr 2018. Die-se Unterschiede lassen
sich teilweise durch unterschiedliche berufliche Anforderungen
erklären, die für die Ausübung einer Stelle gefordert werden.

Auf der anderen Seite widerspiegeln sie die unterschiedliche
Integration der Frauen und Männer auf dem Arbeitsmarkt. So er-
hielten Frauen in Führungspositionen CHF 9565, Männer aber CHF
11  212.  Dies  entspricht  einem  Unterschied  von  14,7%.  Am
anderen Ende der Lohnschere war dies weniger ausgeprägt mit
5,7% weniger Lohn für die Frauen.



Stellen mit weniger als CHF 4500 (sogenannten Tieflohnstellen)
waren zu 62,1% durch Frauen besetzt, wohingegen Stellen mit
einem Lohn von über CHF 16 000 zu 75,4% durch Männer besetzt
waren.

Monatslohn und Boni13.

Die grosse Mehrheit (76,2%) der Arbeit-nehmenden erhielt einen
13.  Monatslohn.  Im  Jahr  2022  zahlten  lediglich  27,6%  der
Firmen gar keinen 13. Monatslohn.

Obwohl weniger Arbeitnehmende Boni erhielten (33,6%), stieg
deren Wert auf durch-schnittlich CHF 11 670.

Die Höhe der Boni variiert je nach Branche und Verantwortung.
So erhielten das obere Kader in der öffentlichen Verwaltung
CHF  4792,  im  Detailhandel  CHF  22  111,  in  der
Maschinenindustrie CHF 47 097, im Grosshandel CHF 96 416, bei
den Banken CHF 146 100 und in der Tabakindustrie CHF 293 830.
Personen ohne Führungsverantwortung erhielten durchschnittlich
CHF 4870 Boni.

Regionale Lohnunterschiede

Ein weiterer Faktor betreffend die Lohn-unterschiede ist der
Arbeitsort. In den Regionen Zürich, Genfersee und Nordwest-
schweiz erhalten die oberen Kader am meisten Lohn (ca. CHF 11
000). Das Tessin hat hier mit CHF 8755 das Nachsehen. Diese
Unterschiede  lassen  sich  teilweise  mit  der  räumlichen
Konzentration  der  Wirtschaftszweige  (z.  B.  Banken,  Tabak,
Pharma) erklären.

Quelle: Bundesamt für Statistik (Link zum Bericht via QR-
Code).



Ein  «Meilenstein»  wurde
gesetzt!
geschrieben von Iris Braunwalder | Oktober 2, 2025
Es  kommt  nicht  gerade  oft  vor,  dass  die  Schaffhauser
Kantonsangestellten  zu  einer  Kundgebung  aufrufen.  Am  18.
November 2019, Montag früh um 07.30 Uhr, erschienen weit über
150 Staatsangestellte, um vor Beginn der Kantonsratssitzung
auf  die  Dringlichkeit  von  strukturellen  Lohnmassnahmen
aufmerksam zu machen.

«Wir  sind  enttäuscht  und  irritiert  über  die
Geschäftsprüfungskommission, welche die belegte strukturelle
Lohnungleichheit zu anderen Kantonen ausblendet.»

Die GPK wollte für das Budget 2020, das am Montag, 18.11.2019,
verabschiedet  wurde,  die  von  der  Kantonsregierung
vorgeschlagenen Lohnanpassungen im Umfang von 2,75 Prozent auf
1,25  Prozent  kürzen  und  gleichzeitig  die  Steuern  um  fünf
Punkte senken, von 110 Prozent auf 105 Prozent auf Kosten des
Staatspersonals.

Keine  Lohnentwicklung  –  Abwanderung  in
angrenzende Kantone
«Keine  Lohnentwicklung  =  Abwanderung  in  andere  Kantone»
prangte  auf  Transparenten.  Flyer  mit  dem  Aufruf  «Die
kantonalen Angestellten verdienen für ihre gute Arbeit einen
fairen, marktgerechten, wertschätzenden Lohn. Wenn nicht jetzt
–  wann  dann?»  wurden  den  Ratsmitgliedern  in  die  Hände
gedrückt.

Die  Damen  und  Herren  Kantonsparlamentarier  passierten,
gezwungenermassen,  ein  Spalier  von  Verwaltungsangestellten,
Lehrpersonen,  Pflegenden,  Werkhofangestellten  und  auch  von
mittlerweile  pensionierten  Mitarbeitenden,  um  in  den

https://oeffentlichespersonal.ch/verbaende/2019/12/ein-meilenstein-wurde-gesetzt
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Kantonsratssaal  zu  gelangen.

Die Solidarität unter allen Anwesenden war merklich spürbar
und  liess  das  trübe,  nasskalte  Wetter  vergessen.  Die
Kundgebung wurde mit Flugblättern aller Art bestärkt, welche
den Räten ausgehändigt wurden.

In der darauffolgenden langen Debatte zeigte sich die Mehrheit
der  Ratsmitglieder  überzeugt  davon,  dass  Handlungsbedarf
bestehe.  So  verdienen  etwa  Polizistinnen  und  Polizisten,
Pflegefachleute, Lehrerinnen und Lehrer und weitere kantonale
Fachkräfte in Schaffhausen weit weniger als ihre Kolleginnen
und Kollegen in den Nachbarkantonen. Das erschwert es dem
Kanton  Schaffhausen  zunehmend,  auf  dem  Arbeitsmarkt  gutes
Personal zu rekrutieren.

Die  Kantonsfinanzen  sind  im  Lot,  die
Löhne jedoch nicht mehr
«Die  Kantonsfinanzen  sind  im  Lot,  die  Löhne  jedoch  nicht
mehr»,  so  die  Aussage  von  Finanzdirektorin  Cornelia  Stamm
Hurter  während  der  lang  andauernden  Debatte.  Profitieren
sollen gezielt vor allem jüngere Angestellte und solche in den
unteren  Bereichen  der  Lohnbänder.  Mit  der  strukturellen
Anhebung  sollen  teilweise  höhere  Einstiegslöhne  möglich
werden.

Der  gesamte  Regierungsrat  appellierte  erfolgreich  an  die
Verantwortung  des  Kantonsrats,  ausreichend  Personal  zur
Verfügung zu stellen sowie für angemessene und marktfähige
Löhne zu sorgen.

Versäumnisse der Vorjahre
Versäumnisse der Vorjahre haben zu einem strukturellen Problem
geführt. «Der Rat hat immer weniger Lohnanpassungen bewilligt,
als die Regierung vorgeschlagen hatte, jetzt sind die Probleme
da.»



Angesichts  der  guten  Finanzlage  appellierte
Regierungspräsident Ernst Landolt an die Parlamentarier: «Es
ist das Gebot der Stunde, wann – wenn nicht jetzt?!»

So folgte das Parlament der Regierung mit einer wuchtigen
Mehrheit und genehmigte mit 34 zu 15 Stimmen eine Anhebung der
Löhne  um  2,75  Prozent  zur  Erleichterung  der  Verbände  und
Freude aller kantonalen Angestellten.

Lohnanpassungen 2020
Für die individuellen Lohnmassnahmen (Leistungslohn) wird 1
Prozent eingesetzt und für die wichtige strukturelle Anpassung
1,75 Prozent.

Es wird auch inskünftig ein hohes Mass an Argumentationskraft
erfordern, um die Kontinuität in der Lohnentwicklung wahren zu
können. Die Debatte hat gezeigt, dass einige Parlamentarier
das Lohnsystem und die Gesamtsicht der Problemstellung nicht
verstehen oder nicht verstehen wollen. Auf jeden Fall dürfen
wir uns jetzt über das Ergebnis freuen.

Dank  an  die  Regierung  für  die
Wertschätzung
An dieser Stelle dankt der SSV der gesamten Regierung des
Kantons  Schaffhausen  für  ihren  Einsatz  und  die
entgegengebrachten  Wertschätzung  für  die  kantonalen
Angestellten.


